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MN 19. Marienwerder, den 10ten Mai 1839. 
ͤ——ͥ — — — 0 m m 
1 nn 

en den Verkehr auf den Kunfl-Straßen betreffend. 

1. Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ic. haben für noͤthig erachtet, den Nachtßeilen, welche die bisher 
verſtattete Willkühr binſichtlich der Belaſtung und Einrichtung der Fuhrwerke 
ſowobl für die Unterhaltung der Kunſtſtraßen, als für den Verkehr auf den⸗ 
ſelben mit ſich bringt, durch geeignete Vorſchriften zu begegnen. Zu dieſem 
Behuf verordnen Wir nach dem Anteage Unferes Staats Miniſteriums wie folgt; 


Beim Befahren aller zuſammenhängenden Kunſtſtraßen Toll an allem ger 
werbsmaͤßig betriebenen Frachtfuhrwerk, ſowohl dem zwei⸗ als dem vierraͤdrigen 
ohne Unterſchied der Beſpannung, der Beſchlag der Radfelgen (d. h. der auf 
die Felgen gelegte Metallreifen) eine Breite von mindeſtens vier Zoll haben. 

Auf welche Kunſtſtraßen dieſe Vorſchrift Anwendung findet, wird durch be⸗ 
ſondere Bekanntmachungen Unſeres Finanz⸗Miniſters näher beſtimmt werden. 

22 


Die Ladung der gewerbsmaͤßig betriebenen Frachtfuhrwerke darf auf allen 
Kunſtſtraßen ohne Uuterſchied, bei einer Felgenbreite von weniger als fuͤnf 
Zoll an Gewicht nicht mehr betragen, als: 


in der Zeit vom 15. Novbr. in der Zeit vom 15. April 


bis 15. April bis 15. Novbr. 
a, bei vierrädrigem Fuhrwerk 60 Centner 380 Centner 
b, bei zweirädrigem Fuhrwerk 30 Centner 40 Centner. 


Dei einer größern Felgenbreire ift ein ſtäckeres, als das oben (6. 2.) 
beſtimmte Gewicht der Ladung in ſo weit erlaubt, daß bei einer Felgenbreite 
von fuͤnf, jedoch unter ſechs Zoll: 

in der Zeit vom 15. Novbr. in der Zeit vom 15. April 


bis 15. April bis 15. Novbr. 
8, bei vierrädrigem Fuhrwerk 80 Centnet 100 Centner 
b, bei zweirädrigem Fuhrwerk 40 Centnet 50 Centner, 


Ausgegeben in Marienwerder den 11m Mai 1839. 
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bei einer Felgenbreite von ſechs Zoll: 
8 in der Zeit vom 15. Novbr. in der Zeit vom 15. April 


bis 15. April bis 15. Novbr. 
a, bei vierraͤdrigem Fuhrwerk 100 Centner 120 Centner 
b, bei zweirädrigem Fuhrwerk 50 Centner 60 Centner 


boͤchſtens geladen werden duͤrfen. 

Eine ſtaͤrkere Belaſtung iſt auch bei Anwendung noch breiterer Felgen 
nicht geſtattet. Eine Ausnahme biervon tritt jedoch dann ein, wenn die Las 
dung aus einer untheildaren Laſt (z. B. großen Bauſteinen) von größerem 
Gewicht beſteht, in welchem Falle auch eine größere Felgenbreite als ſechs 
Zoll nicht erforderlich iſt. 5 

5. > 


Jeder Führer eines gewerbsmaͤßig betriebenen Frachtfuhrwerks, welches 
eine Kunſtſtraße befaͤhrt, iſt verpflichtet, den mit der Kontrolle beauftragten 
Beamten ($. 14.) auf Erfordern das Gewicht der Ladung, unter Vorzeigung 
der Frachtbriefe und ſonſtigen daruͤber ſprechenden Papiere, anzugeben. Auch 
muß derſelbe, wenn das Fuhrwerk von einem Spediteur oder Schaffner be⸗ 
frachtet worden, mit einem Ladeſchein von Seiten des Letztern verſehen ſein, 
woraus das Gewicht der Ladung im Ganzen ſich ergiebt. 

Wenn die Angabe der Größe der Ladung oder die Vorzeigung der dar: 
über ſprechenden Papiere verweigert wird, imgleichen wenn der Führer nicht 
mit dem oben vorgeſchriebenen Ladeſchein verſehen iſt, iſt derſelbe verpflichtet, 
einer ſpeziellen Ermittelung der Groͤße der Ladung auf ſeine alleinige Gefahr 
und Koſten ſich zu unterwerfen. 25 

Im Falle dringenden Verdachts, daß, der Angabe des Führers ($. 4.) 
ungeachtet, das Fuhrwerk mit einer größeren Ladung, als nach den Beſtim⸗ 
mungen der $$. 2. 3. zuläßig iſt, verſeben ſei, bleibt die ſpezielle Ermittelung 
der Groͤße der Ladung vorbehalten. Die damit verbundenen Koſten und 
Auslagen fallen, wenn ſich ergiebt, daß die Ladung das angegebene Maaß 
wirklich Überfchreitet, dem Fuhrer zur Laſt; im entgegengeſetzten Falle werden 
dieſelben von der Chauſſee- Verwaltung getragen. Auch ſollen die vorge 
dachten Koſten und Auslagen dann von der letzteren übernommen werden, 
wenn zwat die Ueberſchreitung der in den 69. 2. 3. für die Ladung vorge⸗ 
ſchriebenen Gewichtsſaͤtze ermittelt iſt, jedoch der Nachweis geführt wird, daß 
das Geſammtgewicht des Wagens und der Ladung zuſammen nicht größer 
ſei, als nach der Beſtimmung des ae den 9. 6, ſich als zulaͤſſig ergiebt. 


5 „ 6. 
Wo geeignete Anſtalten vorhanden ſind, um das Geſammtgewicht des 


* 17% 


Wagens und der Ladung zuſammen zu ermitteln, muß ber Führer einer Lolchen 
Ermittelung ſich unterwerfen. Es ſind dabei auf das Gewicht des Wagens 
einſchließlich allen Zubehörs, als: Leinewand, Stroh, Ketten, Winden u. f. w. 
a, bei vierrädrigem Fuhrwerk bei einer Felgenbreite unter fün Zoll 40 S cum, 
von fünf Zoll, jedoch unter ſechs Zockll 45 
von ſechs Zoll und daruͤb er „50 
b, bei zweirädrigem Fuhrwerk die Hälfte dieſer Saͤtze 
zu rechnen, dergeſtalt, daß das Geſammtgewicht des Wagens und der Ladung 
zuſammen nicht mehr betragen darf, als ſich bei Hinzurechnung der vorbe 
ſtimmten Sätze zu den oben ($$, 2. 3.) für die Ladung allein vorgeſchriebenen 
Gewichtsſaͤtzen ergiebt. 
tg ee 97, 
Beim Verfahren von Stein- oder Braunkoblen und von Getreide ſoll 
auch dasjenige Fubrwerk, welches nicht zu dem gewerbsmaͤßig betriebenen 
Frachtfuhrwerk gehört, auf allen Kunſtſtraßen ohne Unterſchied mit wenigſtens 
vier Zoll breiten Radfelgen verſehen fein, ſobald die Ladung 

a, bei vierraͤdrigem Fuhrwerk mehr als „ + 50 Centner 

b, bei zweirädrigem Fuhrwerk mehr als 25 Centner 
beträgt; es ſoll aber in dieſer Hinſicht eine Getreideladung von 21 oder 12 
Wispeln niemals höher als zu 50 oder 25 Centnern gerechnet werden. 

Die obige Beſtimmung findet jedoch auf das landwirtbſchaftliche Fuhr⸗ 
wperk aus benachbarten Staaten, in denen dergleichen Vorſchriften nicht be⸗ 
ſtehen, beim Verkehr inuerhab 3 3 von der Grenze nicht Anwendung. 

3. 

Die Größe der Ladung iR, wenn an dem F. 7. gedachten Fuhrwerk die 
Radfelgen unter 4 Zoll breit find, auf Verlangen nach Centnern oder nach 
Scheffelu, und zwar, falls die Ladung in Kohlen beſteht, unter Vorzeigung 
des Ladeſcheins, mit welchem dir Führer bei der Grube oder Niederlage 
ſich verſehen muß, von dem Führer anzugeben, widrigenfalls auf ſeine Gefahr 
und Koſten cine ſpezielle Ermittelung der Größe der Ladung veranlaßt wer⸗ 
den kann. 

Eine gleiche Ermittelung bleibt un Falle dringenden Verdachts, daß die 
Ladung ver Angabe ungeachtet, das im F. 7. vorgeſchriebene Maaß über 
ſchreite, vorbehalten. e damit verbundenen Koſten und Auslagen find, 
wenn die Ueberſchreitung feſtgeſtellt wird, von dem Führer, ſonſt aber von der 
Chauſſee⸗Vecwaltung zu tragen. 


. 9. 
Auf allen Kuuſtſtraßen ohne Umerſchted darf mit keinem Fußrwerk ger 
fahren werden, an deſſen Radfelgen 
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1) die Köpfe der Radnaͤgel, Stifte oder Schrauben nicht eingelaſſen Kup; 
ſendern vorſtehen, oder x 
2) der Beſchlag fo konſtruirt iſt, daß er keine gerade Oberfläche bildet. 
Das letztere Verbot (zu 2) findet jedoch auf ſolche Radbeſchlaͤge nicht 
Anwendung, welche bloß in Folge der Abnutzung eine gewölbte Oberflaͤche 
angenommen haben. | 
10 


Es darf auf keiner Kunſtſtraße mit einer mehr als neun Fuß breiten 
Ladung gefahren werden, und tritt die abweichende Beſtimmung zu dem 
Chauffee: Geld» Tarif vom 28ſten April 1828 außer Kraft. 

* * 2 

Die Zugthiere an den auf den Kunſtſtraßen fahrenden Fuhrwerken div 
fen nicht mit ſolchen Hufeiſen verſehen fein, deren Stollen mehr als zwei 
Drittel Zoll Über die Hufeiſenflaͤche hervorragen. f 

ee 
Das Spurhalten auf den Kunſtſtraßen wird bierdurch unterſagt. 
3 a 


Die Beſtimmungen der 96. 1. bis 9. treten mit dem üſten Januar 1840 
und diejenigen der §5. 10. und 11. mit dem 1ſten Juli 1839 in Kraft; das 
Verbot des §. 12. aber kommt ſofort zur Ausfuͤhrung. 


Auf die Beobachtung der obigen Vorſchtiften haben die Zoll⸗ und Steuer⸗ 
Beamten bei Gelegenheit ihrer Amtsverrichtungen, ferner die Wegegeld⸗Ein⸗ 
nehmer und Wegegeld⸗ Pater, die Wegeaufſeher und Waͤrter, imgleichen 
die Polizeibeamten und Gensd'armen, insbeſondere durch Reviſton bei den 
Ausſpannungen und Gaſthoͤfen, wo die Fuhrleute zu verkehren pflegen, ſtreuge 
zu wachen, auch ſteht den Forſtbeamten die Auſſicht daruͤber zu. Es ſoll jedoch 

das Perſonenfuhrwerk während des Fahrens nicht zu dem Zweck angehalten 
werden, um die Beobachtung der Vorſchriften der SS. 9. bis 11. zu unterſuchen. 
§. 15. 9 

Jede Uebertretung der Vorſchrifſten der 95. 1. 2. 3. 6. 7. 9. 10. 11. 
iſt mit einer Strafe von Zehn Thalern polizeilich zu beſtrafen. Falls es ſich 
von Ueberſchreitung der in den §y. 2. 3. für die Ladung vorgeſchriebenen 
Gewichtsfäge handelt, foll jedoch eine Beſtrafung nicht eintreten, wenn der 
Nachweis geführt wird, daß das Geſammtgewicht des Wagens und der La⸗ 
dung zuſammen nicht größer ſei, als nach den Beſiimmungen des $. 6. ſich 
als zulaͤßig ergiebt. 

Mit dem wegen Uebertrerung der obigen Vorſchriſten (56. 1. 2. 3. 6. 
7, 9. 10. 11.) angehaltenen Fuhrwerk darf ſodann die Reife nur bis zur 
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nächſten in der Richtung derſelben gelegenen Stadt fortgeſetzt werden, ohne 
daß die noͤthige Aenderung bewerkſtelligt wird, widrigenfalls die vorgeſchriebene 
Strafe von Neuem eintritt. Es iſt jedoch bei Uebertretung der Vorſchriften 
des h. 1. und des 6. 9. dem ausländiſchen Fuhrwerk das Umkehren und 
Zurückfahren auf demſelben Wege, woher das Fuhrwerk gekommen iſt, ohne 
vorgaͤngige Aenderung zu elend 

f 95 16. 

Wenn die in Gemaͤßbeit der 65. A. und 8. erforderte Angabe der Größe 
der Ladung oder die Vorzeigung der daruͤber ſprechenden Papiere verweigert 
wird, imgleichen wenn der, Führer nicht mit dem daſelbſt vorgeſchriebenen 
Ladeſchein verſehen iſt, ſoll, außer der nach §§. 4. 8. vorbehaltenen ſpeziellen 
Ermittelung der Größe der Ladung auf alleinige Gefahr und Koſten des 
Fuͤhrers jederzeit eine Ordnungsſtrafe von Einem Thaler eintreten. : 

N, | 

Die Uebertretung des $. 12. ſoll mit einer Strafe von einem halben 

Thaler polizeilich beſtraft werden. u 
18. a 


b. 
Die in den 66. 15. bis 17. beſtimmten Strafen koͤnnen ſowohl gegen 
den Führer des Fuhrwerks, als gegen den Eigenthuͤmer deſſelben, und insbe⸗ 
ſondere in das Fuhrwerk felbſt ſofort vollſtreckt werden. 


v 5 * 2 — . 4 . 

Die Ausſtellung unrichtiger Ladeſcheine über die Groͤße der von den 
Frachtfuhrwerken ($. 4.) oder den Kohlenfuhrwerken (§. 8.) eingenommenen 
Ladungen, iſt, ſofern damit kein härter zu beſtrafendes Vergehen verbunden 
iſt, mit einer Strafe von Einem Thaler bis Zehn Thalern polizeilich zu ahnden. 

§9. 20. 

Von allen wirklich eingezogenen Strafen ſoll den angebenden Beamten 
G. 14.) die Hälfte als Denunzianten⸗Antheil zukommen. 

Die gegenwärtige Verordnung, welche ſogleich und außerdem im Lauſe 
dieſes Jahres dreimal durch die Amts- und Intelligenz: Blätter bekannt zu 
machen iſt, ſoll in dem ganzen Umfang Unſerer Monarchie, mit vorläufiger 
Ausnahme der Kreiſe Wetzlar, Erfurt, Schleufingen und Ziegenruͤck, An⸗ 
wendung finden. 5 

Gegeben Berlin, den 17ten Maͤrz 1839. 


(L 8 Friedrich Wilhelm. ar 
. .) Priedrich Wilhelm, Kronprinz. 
8:5. v. Altenstein. v. Kamptz. Mühler. v. Rochow. 


V Nagler. v. Ladenberg. Graf v. Alvensleben. 
Frh. v. Werther. v. Rauch. 
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In Bezug auf die vorſtehende Verordnung wird bemerkt, daß die im 
$. 1. vorbehaltene Bekanntmachung derjenigen Kunſtſtraßen, auf welchen der 
Felgenbeſchlag des Frachtfuhrwerks mindeſtens die Breite von vier Zoll dar 
ben ſoll, ſpaͤter ergehen wird, zugleich werden aber auch die Behörden und 
dus Publikum auf Grund des §. 13. der Verordnung darauf hingewieſen, 
daß die Verſchriften des 6. 10., wonach auf keiner Kunſtſtraße mit einer 
mebr als neun Fuß breiten Ladung gefahren werden darf und des §. 11. wo⸗ 
nach die Stollen der Hufeiſen der auf Kunſtſtraßen gebrauchten Zugth rere 
boͤchſtens zwei Drittel Zoll über die Huſetſenflaͤche bervorragen dürfen, ſchon 
mit dem 1ſten Juli d. J. in Kraft tritt, das im $. 12. enthaltene 
Verbot des Spurhaltens dagegen ſofort zur Ausführung komme. 


Die im F. 14. der Verordnung bezeichneten Beamten unſeres Reſſorts 
werden hiedurch noch ausdruͤcklich verpflichtet, auf die Befolgung der vom 


namentlich auch die Gensd armen und ausübenden Polizei! Beamten mit 


Inſtruktion darüber zu verſehen ſind. 
Marienwerder, den 29ſten April 1839, 


Koͤnigliche Preußiſche Regierung. 
Abtheilung des Innern. 


Verordnungen und Bekanntmachungen. 


II. Der Schlußſatz des 5. 2. unſerer Amtabfarrs, Bekanntmachung vom 
14ten Februar d. J., betreffend das Verbot der Störungen des Gottes d ienſtes. 
in welchem auf die Beſtimmungen der Landwehr⸗Ocdnung Bezug genommen 
worden, iſt an einigen Orten, wie wir in Erfahrung gebracht haben, aus 
Irrthum dahin ausgelegt worden, als wenn die ſonntäglichen Uebungen der 
Landwehr ausſchließlich nur an den Nachmittagen nach Beendigung des Gor⸗ 
tesdienſtes ſtattfinden dürfen, und es find in Folge deſſen Landwehrmänner 
und Reſerven von den durch die vorgeſetzten Militair-Behoͤrden Morgens 5 
Upe angeordneten Uebungen ausgeblieben. 


Um jeder ferneren derartigen Mißdertung vorzubeugen, finden wir uns 
veranlaßt, hierdurch zu bemerken, daß es keineswegs in der Absicht gelegen 
hat, durch jene allgemeine Polizei Vorſchriften Aenderungen in den, binfichte 
lich der Landwehr Uebungen und Verſammlungen beſtehenden beſondern Ein, 
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richtungen herbeizuführen, daß vielmehr die Betheiligten den Anordnungen 
ihrer Militair⸗Vorgeſetzten lediglich und unbedingte Folge zu leiſten haben. 
Marienwerder, den 29ſten April 1839. 
Koͤnigliche Preußiſche Regierung. 
Abtheilung des Innern. 


III. Die unterm 30ſten Januar 1837 durch unſer Amtsblatt erlaſſene Be 
kanntmachung: die Sicherung der Schiffahrt auf der Weichſel betteffend, 
wird zur genaueſten Befolgung biermit in Erinnerung gebracht. 

Zugleich werden die Schiffer und Holztraftenfuͤhrer angewieſen: bei Vers 
meidung einer Strafe von 1 bis 5 Thaleru, den mit der Preuß. National⸗ 
flagge verſehenen Schiffsgefaͤßen auszuweichen, welche in der Weichſel vor 
Anker gelegt find, um Baumſtaͤmme, Stobben, Pfaͤhle oder Steine aus 
der Strombahn zu ſchaffen. 

Marienwerder, den 22ſten April 1839. 

Koͤnigliche Preußiſche Regierung. 
Abtheilung des Innern. 


2 

IV. In der Nacht vom 22ſten zum 23ſten d. Mes. iſt aus der Wohnüng 
des evangeliſchen Pfarrers zu Raudnitz bei Dt. Eylau nebſt mehreren Sachen 
auch das Siegel der dortigen Kirche geſtoblen worden. Auf demfelben ſtehen 
zwei Kirchen ausgeprägt, die eine mit dem Thurme an der Seite, die an⸗ 
dere mit demſelben in der Mitte mit der Umſchrift in lateiniſchen Buchſtaben: 
Raudnitz und Frödrausches Kirchensiegel. 

Zur Verhütung von Mißbrauch wird dieſes Siegel hiermit für ungültig 
erklärt, die Polizei- Behörden unſeres Verwaltungs Bezirks werden aber an⸗ 
gewieſen, denjenigen, bei welchem das Siegel gefunden werden ſollte, dem 
naͤchſten Gericht zur weitern Veranlaſſung anzuzeigen. 

Marienwerder, den 30ſten April 1839. 

Koͤnigliche Preußiſche Regierung, 
Abtheilung des Innern. 


V. In dem Dorfe Lipnitz, Schlochauer Kreiſes, iſt die Räuse unter den 
Schaafen ausgebrochen und der Ort für den Verkehr mit Schaafen, Wolle, 
Schaaffellen und Rauchfutter geſperrt worden, was hierdurch zur allgemeinen 
Kenntniß gebracht wird. 
Mariemverder, den 18ten April 1839. 
Koͤnigliche Preußiſche Regierung. 
Abcheilung des Imern, 
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vi. Um Miß verſtändniſſe zu vermeiden, wird hierdurch bekannt gemacht, daß 
unter denjenigen einſpaͤnnigen Schlitten (Waſchen genannt) auf welche nach 
Inhalt der von Sr. Excellenz dem Herrn Ober⸗-Praͤſtdenten v. Schön unterm 
15ten Juni v. J. (Amtsblatt pro 1838 Nro. 27.) erlaſſenen Bekanntmachung 
die Verorduung vom 21ſten Juli 1827 wegen Einführung eines gleichen 
Wagens und Schlitten⸗Geleiſes und gleicher Schlittenkappen in der Provinz 
Preußen nicht Anwendung findet, nur diejenigen einfpännigen Schlitten zu 
verſtehen ſind, deren Kappen keinen eiſernen Beſchlag haben. 1 

Marienwerder, den 23ſten April 1839. 9 

Königliche Preußiſche Regierung. 
Abtheilung des Innern. 


* Sicheeheits- Polizei. * . 


vil Der von der bieſigen Strafſection entlaſſene mittelſt Reiſeroute nach 
Bielitz Kreis Neumark gewieſene Wehrmann Adam Sei iſt daſelbſt nicht 
eingetroffen. Saͤmmtliche Militair- und Civil⸗Behoͤrden erſuchen wir daher 
dienſtergebenſt auf den ꝛe. Stucki gefaͤlligſt vigiliren zu laſſen und im Betre— 
tungsfalle ihn nach ſeiner Heimath zu weiſen. 3 EUER A 
Thorn, den 26ſten April 1839. Der Magiſtrat. . 

4 Signalement: 5 
Geburtsort — Culm, Religion — evangeliſch, Alter — 36 Jahr, 
Größe — 5 Fuß 3 Zoll, Haare — ſchwarz, Stirn — bedeckt, Augenbraunen 
braun, Augen — grau, Naſe und Mund — gewohnlich, Bark — braun, 
Kinn — oval, Geſicht — lang, Geſichtsſarbe — geſund, Statur — mittel. 


Perſonal⸗ vil. Der Oberfoͤrſter Goldmann zu Wodziwodda Forſt⸗Inſpektion Oſche 
Sirene der iſt in gleicher Eigenſchaft nach Lohna im Regierungs- Bezirk Erfurt verſetzt, 
öffentlichen und die dadurch erledigte Oberfoͤrſterſtelle zu Wodziwodda dem bisherigen 
EN reitenden Feldjaͤger v. Werder verliehen worden. 

Der Steuer-Aufſeher Sawitzki iſt von Marienwerder nach Biſchofs⸗ 
werder verſetzt und an deſſen Stelle der Haupt Amtsdiener Krauſe aus Pr. 
Stargardt zum Steuer⸗Aufſeher in Marienwerder befördert, die Haupt- Amts; 
diener- und Salzwärterſtelle bei dem Haupt⸗Steuer-Amte in Pr. Stargardt 
aber dem invaliden Unteroffizier Loͤwen ow Übertragen, 

Fur den Bezirk der Steuer Receptur zu Oſche iſt eine Steuer⸗Auffeher⸗ 

Stelle kreirt und dieſelbe dem bisherigen Steuer: Keceptor Appel zu Hoff⸗ 
ſtädt proviforiſch veriiehen worden. 


—ů— ˖ — — —— 
(Hierzu das Publikandum über das beim Ausbruch der Krätze zu beobachtende Verfahren 
als außerordentliche Beilage und det öffentliche Anzeiger No. 19.) 


